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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.2022
MARCO ACKERMANN

Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie und dem Krieg in der Ukraine kam es zu
Schwierigkeiten in internationalen Lieferketten und in der Verflgbarkeit gewisser Guter
und  Energietrdger. Im Jahr 2022 standen deshalb die wirtschaftliche
Versorgungssicherheit sowie die wirtschaftliche Kriegsvorsorge vermehrt im Interesse
der medialen Berichterstattung sowie im Fokus einiger parlamentarischer Vorstdsse.
Zentral waren dabei die Pflichtlager, wie beispielsweise jenes fur Treibstoffe: Wahrend
dieses Uber Jahrzehnte nie angezapft worden war, musste der Bundesrat im
vergangenen Jahrzehnt mehrfach Reserven fiir den Markt freigeben (2010, 2015, 2018
und 2019). Zu den Hauptursachen flr die Versorgungsengpéasse auf dem freien Markt
zaéhlten vor allem der tiefe Rheinpegel in trockenen Sommern - welcher den Import
Uber die Rheinschifffahrt erschwerte -, Streiks im Ausland und Probleme in Raffinerien.
Auch im Sommer 2022 musste der Bundesrat das Pflichtlager teilweise freigeben - dazu
beigetragen hat auch der Krieg in der Ukraine. Im Marz 2022 &ffnete der Bundesrat
zudem das Pflichtlager fur Opioide. Dieser Schritt sei aufgrund einer «schweren
Mangellage» an Schmerzmitteln auf dem Schweizer Markt notwendig geworden, die
durch Kapazitatsprobleme in der Herstellung solcher Medikamente verursacht worden
sei, erklarte der Bundesrat dazu. Neben der Freigabe von bestehenden Pflichtlagern
wurden auch neue eingefthrt: So kam 2022 ein Pflichtlager fur Rapssaatgut neu dazu.
Bereits 2020 fuhrte der Bundesrat das Pflichtlager fur Ethanol - das 2018 aufgelost
worden war - wieder ein (vgl. Mo. 20.3448), da es zu Beginn der Covid-19-Pandemie zu
Versorgungsschwierigkeiten mit Ethanol fur die Produktion von Desinfektionsmitteln
gekommen war. Die Pflichtlager erstreckten sich im Jahr 2022 deshalb Uber Zucker,
Reis, Speisedle und -fette, Getreide, Kaffee, Futtermittel, Stickstoff-Dlinger, Benzin,
Dieseldl, Flugpetrol, Heizdl sowie Heizdl extra leicht (fur Zweistoffanlagen), Uran-
Brennelemente, Rapssaatgut, diverse Arzneimittel und Impfstoffe, Kunststoffe
(Polyethylen-Granulate zur Herstellung von Desinfektionsmittelflaschen sowie
Zusatzstoffe) und Ethanol. Wie die Aargauer Zeitung im Juni 2022 schrieb, erwiesen
sich diese «Uberbleibsel aus dem Kalten Krieg» plotzlich wieder als sinnvolle
Massnahmen, um aktuellen Herausforderungen zu begegnen.

Auch organisatorisch erkannte der Bundesrat beim Thema der wirtschaftlichen
Landesversorgung Handlungsbedarf: Im Mérz 2022 kindigte er an, das daflir zustandige
BWL personell aufstocken zu wollen. Insbesondere der Chefposten im Bundesamt soll
dabei zu einer Vollzeitstelle ausgebaut werden - bisher war dieser Milizposten mit
einem Pensum von 40 Prozent verbunden.

Die Frage der wirtschaftlichen Versorgungssicherheit beschéftigte auch die Mitte-
Fraktion, welche bei essenziellen Gutern eine Reduktion der Abhangigkeit vom Ausland
verlangte - eine Motion, die der Standerat im Herbst 2022 als Zweitrat jedoch fallen
liess. Im Sommer verdffentlichte der Bundesrat zudem einen Bericht zu einer
angenommen Motion Haberli-Koller (mitte, TG; Mo. 20.3268), welche ebendiese
wirtschaftlichen Abhangigkeiten bei essenziellen Gutern aufzeigte. Weiter wollte der
Nationalrat auch die Situation der Versorgungssicherheit mit Metallen und seltenen
Erden geklart haben und Uberwies im Herbst 2022 ein entsprechendes Postulat
Schneider-Schneiter (mitte, BL; Po. 20.3950) an den Bundesrat.

Des Weiteren trat das Thema der wirtschaftlichen Landesversorgung im Zusammenhang
mit der drohenden Energieknappheit im Winter 2022/2023 in den Fokus der
offentlichen Debatte. Nebst den durch den Bund in Auftrag gegebenen Pflichtlagern
standen auch die privaten Notvorrate im Fokus. So rief beispielsweise der
Regierungsrat des Kantons Zlrich im September 2022 die Bevdlkerung dazu auf, einen
Notvorrat anzulegen, um gegen die Energieknappheit gewappnet zu sein. Der Notvorrat
solle dabei aus Wasser und Getranken, Lebensmitteln, Gebrauchsgutern,
Hygieneartikeln sowie einer Hausapotheke bestehen. Auch das BLV habe in diesem
Zusammenhang seine Informationstatigkeit verstarkt, berichtete die NZZ.

Die Diskussion weitete sich zuletzt auch auf den militdrischen Bereich aus: Die vielen
Bunkeranlagen in privaten sowie 6ffentlichen Gebauden in der Schweiz gewannen im
Jahr 2022 aufgrund des Kriegs in der Ukraine und der atomaren Drohungen seitens
Russlands plotzlich wieder an medialem Interesse. Als einziger Kanton hat dabei Luzern
die Zuteilung der Bevolkerung auf die Bunkeranlagen online veroffentlicht. Die Aargauer
Zeitung berichtete zudem dartber, in welchen Kantonen genligend Schutzplatze und in
welchen gemessen an der wohnhaften Bevdlkerung zu wenig Schutzplatze vorhanden
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.2013
MARLENE GERBER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.12.2015
MARLENE GERBER

MOTION
DATUM: 30.09.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

sind. Wahrend etwa der Kanton Graubinden eine Abdeckung von 146 Prozent aufweise,
kénne der Kanton Genf nur 72 Prozent aller Einwohnerinnen und Einwohnern im
Ernstfall einen Schutzplatz anbieten. Gesamtschweizerisch betrachtet bestehe
allerdings eine Abdeckung von Gber 100 Prozent. '

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Gewasserschutz

Ahnliche Anliegen wie die Motion Miller (cvp, LU) sowie eine im Jahr 2012 vom
Nationalrat behandelte Motion der UREK-NR verfolgten vier im Jahr 2013 eingereichte
Standesinitiativen der Kantone Aargau, Graubiinden, Nidwalden und Zug. Gleich wie
die finf bereits 2012 deponierten kantonalen Initiativen aus Schwyz, St. Gallen, Luzern,
Schaffhausen und Uri forderten sie eine Anpassung des Gewasserschutzgesetzes
(GSchG) zur besseren Berlcksichtigung von Interessen der Landwirtschaft und
Siedlungsentwicklung bei der Festlegung des Gewasserraumes.

Im Mérz 2015 befasste sich der Stédnderat als Erstrat mit neun Standesinitiativen zur
Lockerung des Gewasserschutzgesetzes aus den Kantonen Schwyz (12.309), St. Gallen
(12.320), Luzern (12.321), Schaffhausen (12.324), Uri (12.325), Nidwalden (13.301),
Graubunden (13.307), Aargau (13.311) und Zug (13.314). Sie alle kritisierten die im Rahmen
der letzten Gewasserschutzrevision aufgenommenen Bestimmungen zur Festlegung des
Gewésserraumes, die als Gegenvorschlag zur Initiative "Lebendiges Wasser" (sog.
Renaturierungs-Initiative) erlassen worden waren. Im Interesse der Renaturierung, des
Hochwasserschutzes und der Gewassernutzung darf der Gewéasserraum nur extensiv
bewirtschaftet werden, wodurch die intensive landwirtschaftliche Nutzung oder der
Bau von Liegenschaften innerhalb dieser Zone untersagt ist. Konkret wollten die
Anliegen sicherstellen, dass landwirtschaftliche und die Siedlungsentwicklung
betreffende Interessen bei der Bestimmung der Breite des Gewéasserraumes
bertcksichtigt werden. Einstimmig mit einer Enthaltung empfahl die Kommission ihrem
Rat, den |Initiativen keine Folge zu geben, da sie den Anliegen mit einer
kommissionseigenen Motion Rechnung zu tragen gedenke. Ferner verwies
Kommissionssprecher Bischofberger (cvp, Al) auf eine im Jahr 2014 bereits in
abgeanderter Form Uberwiesene Motion der UREK-NR, die in ihrer angenommenen
Version verlangt, dass durch die Festlegung des Gewasserraumes effektiv verloren
gegangene Fruchtfolgeflachen kompensiert werden mussen. Auch auf die sich in Arbeit
befindende Revision der Gewéasserschutzverordnung, die unter anderem Prazisionen
zum Gewasserschutz vornehmen und den Kantonen mehr Handlungsspielraum
einraumen will, machte Bischofberger aufmerksam. Der Stédnderat folgte der
Empfehlung seiner UREK-SR und gab den Initiativen keine Folge.

Anders der zweitberatende Nationalrat: Im Rahmen der Beratungen zur Motion der
UREK-SR empfahl eine bilrgerliche Kommissionsmehrheit ihrem Rat, den
Standesinitiativen Folge zu geben, damit der Druck bei der sich in Umsetzung
befindenden Revision der Gewasserschutzverordnung aufrecht erhalten werden kénne.
Die grosse Kammer folgte dieser Empfehlung mit 90 zu 73 Stimmen. Neben der SP, den
Grinen und den Grinliberalen plédierte eine Minderheit aus der CVP/EVP- sowie aus
der BDP-Fraktion erfolglos fir Nicht-Folgegeben.

Somit ging das Anliegen zurlck in den Stdnderat, der den endglltigen Entscheid in der
Wintersession 2015 angesichts des unterdessen verabschiedeten ersten Teils der
Gewasserschutzverordnungsrevision sowie der mittlerweile angenommenen Motion der
UREK-SR treffen konnte. Diese Ausgangslage veranlasste den Standerat, an seinem
friher gefallten Entscheid festzuhalten und den Standesinitiativen keine Folge zu
geben. Diese sind somit erledigt. ?

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2021 mit einer Motion Hosli (svp, GL),
welche von Jakob Stark (svp, TG) Gbernommen worden war, zur Verkleinerung des
Gewadsserraums. Die Kommissionssprechenden Pierre-André Page (svp, FR) und Priska
Wismer-Felder  (mitte, LU)  erlauterten die Argumente der  knappen
Kommissionsmehrheit (13 zu 12 Stimmen), welche die Motion zur Annahme empfahl.
Wismer-Felder flhrte aus, dass ein von der Kommission verlangter Zusatzbericht zu
den Auswirkungen der Motion aufgezeigt habe, dass in den drei im Bericht
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.2016
DIANE PORCELLANA

untersuchten Kantonen Glarus, Graublnden und Aargau lediglich rund 1.8 Prozent der
Landwirtschaftsbetriebe von der in der Motion geforderten Bestimmung betroffen
wéaren. Mit der vorliegenden Motion kénne das GSchG so gedndert werden, dass diesen
Betrieben, die mit der geltenden Regelung in ihrer Existenz bedroht seien, geholfen
werden kénne.

Martina Munz (sp, SH) vertrat die Kommissionsminderheit. Sie kritisierte, dass die
Mehrheit der UREK-NR ignoriere, dass mit dieser Motion der Schutz der Biodiversitat
sowie der Hochwasserschutz leiden wirden. Wahrend in den drei untersuchten
Kantonen 0.1 bis 1.4 Prozent an ertragreicher Futtermittelflache gewonnen werden
kénnten, gingen zwischen 25 und 75 Prozent der Gewasserraumflache verloren. Sie sei
doch sehr erstaunt dartiber, dass einige wenige Landwirte mehr Gehor erhielten als die
Kantone durch ihre LDK und BPUK, zumal Erstere bereits mit CHF 200 Mio. entschadigt
worden seien. Die Mehrheit des Rates sah dies ahnlich: Die grosse Kammer lehnte die
Motion mit 100 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die beflirwortenden Stimmen
stammten von den geschlossen stimmenden Griinen-, SP- und GLP-Fraktionen, von der
Halfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
SVP-Fraktionen. Der Vorstoss ist damit erledigt. *

Klimapolitik

La procédure de consultation a permis de recueillir 256 avis relatifs a la politique
climatique post-2020, particulierement quant a I'approbation de I'Accord de Paris sur
le climat, la révision de loi sur le CO2 et I'approbation de I'accord sur le couplage des
SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de I'énergie, des organisations de
politiques énergétiques, organisations des transports publics et privés, organisations
de protection de I'environnement et des associations faitieres de I'économie ont pris
part a la consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.
La ratification de I'Accord de Paris récolte un large soutien. Toutefois, les objectifs de
réduction des émissions de CO2 sont plus disputés. La plupart des participants sont
favorables a I'objectif global de réduction des émissions de 50% par rapport a 1990
d’ici 2030. A propos de la répartition des parts de réduction d'émissions entre la Suisse
et I'étranger, une trés faible majorité estime que la part a réaliser en Suisse devrait étre
plus élevée que celle proposée dans le projet. Les acteurs de I'économie, les
entreprises et un nombre assez important de cantons appellent a la flexibilisation de
ces parts. Finalement, la fixation d'un objectif moyen révele des avis mitigés. Au sujet
du couplage des SEQE, seul un quart des participants s'y oppose. Du coté des partisans,
un nombre important d'acteurs doutent de I'efficacité du systéme européen en raison
des prix bas des droits d'émission. D'autres souhaiteraient intégrer I'aviation dans le
SEQE pour que le secteur réduise aussi ses émissions. Pour le projet de révision de la
loi sur le CO2, la hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions,
conférences et associations de communes et quelques partis politiques. Les
organisations de protection de I'environnement voudraient un montant plus élevé que
240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour pouvoir adapter la taxe
au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants est favorable au maintien
des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles, au maintien de
|'obligation de compenser pour les importateurs de carburants, au maintien des
prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les véhicules, au maintien des
activités de formation, d'information au public et de conseil aux professionnels. Un
tiers des participants est pour l'interdiction subsidiaire des chauffages a combustibles
fossiles. La proposition de I'abandon de I'affectation partielle du produit de la taxe sur
le CO2 au Programme Batiments, ainsi que I'abandon de lI'affectation partielle du
produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie, ne rencontre pas de soutien.

Suite & la procédure de consultation, le Conseil fédéral a pris connaissance des
résultats. Le projet concernant I'approbation de I'Accord de Paris a été transmis au
Parlement dans le cadre d'une procédure accélérée. *

1) Medienmitteilung BR vom 7.3.22; TA, 10.1.22; NZZ, 23.2.22; AZ, 5.3.22; NZZ, 31.3.22; SGR, 19.5.22; NZZ, 15.6.22; AZ, 20.6.,
23.7.22; NZ2Z,13.8.22; TA, 23.8.22; AZ, 29.8.22; NZZ, 24.9.22; Lib, 17.10.22; SGT, 2.11.22

2) AB NR, 2015, S. 1799 ff.; AB SR, 2015, S. 1164 ff.; AB SR, 2015, S. 207 ff.

3) AB NR, 2021, S. 2061 ff.; Bericht BAFU vom 10.8.21

4) DETEC-Rapport explicatif relatif au projet mis en consultation; Résultats de la consultation relative & la politique
climatique post-2020; SN, TG, 1.12.16
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